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Kurzdarstellung: 

Inflation la sst die Lo hne nominell steigen und hat Auswirkungen auf die o ffentliche und private Nachfrage, die 

Einkommensverteilung sowie die Zusammensetzung und den Umfang der o ffentlichen Budgets. Besonders betra chtlich 

sind die Wirkungen der Inflation auf die Lohn- und Einkommensteuer. So betrugen im Jahr 2015 die inflationsbedingten 

Mehreinnahmen gegenu ber 2009 etwa 3 Mrd. Euro bzw. 1 Prozent des BIP. Dies fu hrt zu einer erheblichen 

Mehrbelastung der Haushalte.  

 

Die privaten Haushalte selbst bevorzugen ein stabiles Einkommen und versuchen ihren Konsum u ber Phasen 

unterschiedlicher Einkommen zu gla tten. Hier ko nnte eine Indexierung des Steuertarifs den privaten Haushalten 

entgegenkommen. Das hin und wieder vorgebrachte Argument einer Stabilisierung der Volkswirtschaft durch die Kalte 

Progression zieht hingegen nicht. So wird der Zeitpunkt von Steuerreformen eher von Wahlterminen als vom 

Konjunkturzyklus bestimmt. Zudem kann die Beru cksichtigung der ho heren steuerlichen Belastung in den 

Lohnverhandlungen weitere Inflationsschu be auslo sen. In diesen Fa llen kann die Kalte Progression die konjunkturelle 

Lage sogar noch verscha rfen und zu weiterer Destabilisierung beitragen.   

  

Die Mehrbelastung der Haushalte durch die Kalte Progression la sst sich am besten mit einer Indexierung des 

Steuertarifs und automatischen ja hrlichen Anpassungen vermeiden. Dabei sollte die gesamte Lohnsteigerung (inklusive 

der produktivita tsinduzierten) im Tarifindex beru cksichtigt werden. Daru ber hinaus sollte der gesamte Tarif angepasst 

werden und nicht nur einzelne Steuerstufen. Politische gewollte A nderungen der Umverteilungspolitik ko nnten 

weiterhin im Prozess der demokratisch legitimierten Willensbildung stattfinden. 
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1. Einleitung und Motivation 

Inflation la sst die Lo hne nominell steigen und hat Auswirkungen auf die o ffentliche und private 

Nachfrage, die Einkommensverteilung sowie die Zusammensetzung und den Umfang der o ffentlichen 

Budgets. Besonders betra chtlich sind die Wirkungen der Inflation auf die Lohn- und 

Einkommensteuer. 

Immer wieder wird die Kalte Progression in der politischen Debatte in O sterreich kontrovers 

diskutiert – zuletzt im Zusammenhang mit der Steuerreform 2016. Im Gegensatz zu fru heren 

Steuerreformen betrug der Zeitraum zwischen der 2016er Reform und der letzten Steuerreform 

zuvor (2009) ganze sieben Jahre. In diesem Zeitraum wuchsen die Mehreinnahmen durch die Lohn- 

und Einkommensteuer betra chtlich an.1 Entscheidend dabei sind die Aufkommenselastizita ten: So 

kommt der Fiskalrat (2015) zu dem Ergebnis, dass diese bei den ArbeitnehmerInnen 1,9 und bei 

PensionistInnen 2,1 betragen. Das bedeutet, dass bei einer Erho hung der Einkommen nominell um 

ein Prozent die Steuereinnahmen um 1,9 bzw. 2,1 Prozent zulegen – also ungefa hr um das Doppelte. 

In der Vergangenheit wurde der Kalten Progression in regelma ßigen Absta nden in Form von 

Steuerreformen mehr oder weniger Rechnung getragen. Berger et al. (2015) haben die 

Abgabenbelastung der ArbeitnehmerInnen im Zeitverlauf seit 1975 analysiert. Die Ergebnisse fu r die 

Einkommensteuer sind in Abbildung 1 dargestellt. Als unteres Einkommen (Unter) wird jenes 

herangezogen, bei welchem im Jahr 2015 keine Einkommensteuer anfa llt, die anderen drei 

Einkommen entsprechen dem Median, dem 3. Quartil und der Ho chstbeitragsgrundlage der 

Sozialversicherung im Jahr 20152. Abbildung 1 zeigt sehr deutlich die Anstiege der steuerlichen 

Belastung in den Jahren zwischen zwei Steuerreformen. Unter den Reformen waren insbesondere die 

der Jahre 1989 und 2016 markant, die zu einer deutlichen Absenkung der Belastung gefu hrt haben. 

Der Anstieg des durchschnittlichen Steuersatzes zwischen zwei Steuerreformen besta tigt 

eindru cklich, dass die Elastizita t des Aufkommens in der Lohn- und Einkommensteuer deutlich 

gro ßer als 1 ist.  

Grundsa tzlich lassen sich zwei Definitionen der Kalten Progression unterscheiden. Unter der engeren 

Definition wird jene steuerliche Mehrbelastung verstanden, die durch die Inflationsrate bedingt ist. 

In der breiten Definition (z.B. Boss 2014) werden nicht nur inflationsbedingte Mehreinnahmen des 

Staates, sondern auch Mehreinnahmen aufgrund produktivita tsgetriebener Zuwa chse des 

Einkommens verstanden. Werden mit Steuerreformen die Mehrbelastungen der Kalten Progression 

in der breiten Definition beru cksichtigt, so bleibt die steuerliche Belastung im Zeitverlauf stabil. 

                                                                    

1 Scha tzungen fu r das Jahr 2015 gehen von Mehreinnahmen gegenu ber 2009 als Folge der Kalten Progression von rund 3 Mrd. 

Euro aus. Siehe Analyse des Budgetdienstes (2015).  
2 Fu r die Vergangenheit wurden die Einkommen mit der Entwicklung des Tariflohnindex angepasst.  



2 – Kalte Progression  

 

Werden bei Steuerreformen lediglich inflationsbedingte Mehreinnahmen beachtet, dann steigt der 

durchschnittliche Steuersatz u ber die Zeit an. Wie Abbildung 1 zeigt, wurde in den Steuerreformen 

vor und nach 1989 nicht der gesamte Produktivita tszuwachs beru cksichtigt, so dass der 

durchschnittliche Steuersatz insgesamt angestiegen ist.  

Abbildung 1: Entwicklung der durchschnittlichen Einkommensteuersätze für verschiedene 

Einkommen seit 1975 

 

 

 

 

 

 

 Quelle: Berger et al. (2015). 

2. Ökonomische Auswirkungen der Kalten 

Progression 

Aus o konomischer Sicht kann die Kalte Progression makroo konomische Effekte auslo sen und die 

Konsummo glichkeiten privater Haushalte einschra nken. Zudem kann sie im Rahmen der politischen 

O konomie betrachtet werden.  

(1.) Makroökonomische Auswirkungen 

Aus makroo konomischer Sicht wird ha ufig angefu hrt, dass die Kalte Progression zu einer 

Stabilisierung der Volkswirtschaft beitragen kann. Zieht die gesamtwirtschaftliche Nachfrage an, so 

ist bei stabilen Importpreisen mit einer ho heren Inflationsrate zu rechnen. Diese wiederum erho ht 

u ber die Kalte Progression den Durchschnittssteuersatz bei der Lohn- und Einkommensteuer und 

da mpft somit die Entwicklung der real verfu gbaren Haushaltseinkommen sowie der Nachfrage. In 

diesem Fall impliziert die Kalte Progression eine Stabilisierung der O konomie. Es gibt jedoch einige 

Situationen, in welchen die erhoffte Stabilisierung nicht erreicht wird. Das ist insbesondere in Zeiten 

niedrigen Wirtschaftswachstums oder Stagnation der Fall. So erho ht die Kalte Progression bei 

schwacher Konjunktur und Inflation weiterhin den durchschnittlichen Steuersatz, so dass der 
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Abschwung versta rkt wird. Erst im seltenen Fall einer Deflation wu rde sie stabilisierend wirken, da 

die Durchschnittssteuerbelastung der Haushalte sinken wu rde.  

Daneben kann Kalte Progression auch aus anderen Gru nden makroo konomisch problematisch sein. 

So argumentiert Immervoll (2000), dass die vorherigen U berlegungen lediglich auf die 

Nachfrageseite abstellen, die Angebotsseite aber ausblenden. So kann der durch die Kalte 

Progression ausgelo ste Anstieg des Durchschnittssteuersatzes in zusa tzliche Lohnforderungen 

mu nden und die Inflation weiter anheizen. Das gilt insbesondere im Fall einer importierten Inflation 

(z.B. Anstieg von Preisen importierter Rohstoffe, wie Erdo l). Der Anstieg der Lohnkosten fu hrt zu 

einem Verlust der internationalen Wettbewerbsfa higkeit und damit zu einer Schwa chung der 

Volkswirtschaft. Auf diesen Punkt hat bereits Dernburg (1976) wa hrend des ersten 

Erdo lpreisschocks hingewiesen. Des Weiteren geht die Argumentation der automatischen 

Stabilisierung davon aus, dass die o ffentliche Hand die zusa tzlichen Einnahmen aus der Lohn- und 

Einkommensteuer nicht fu r zusa tzliche o ffentliche Ausgaben verwendet. Ist dies jedoch der Fall, 

dann wa re auch nicht von einer Stabilisierung der inla ndischen gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 

auszugehen. 

Auch u ben Steuerreformen zur Abgeltung der Kalten Progression selbst makroo konomische 

Wirkungen aus. Die gesamtwirtschaftliche Stabilisierungswirkung dieser Reformen wiederum ha ngt 

davon ab, zu welchem Zeitpunkt sie durchgefu hrt werden. Hier zeigt die Vergangenheit, dass 

Steuerreformen eher dem Wahl- als dem Konjunkturzyklus folgen (siehe Abbildung 2)3 – ein Grund, 

der gegen ihre Stabilisierungswirkung spricht.   

Abbildung 2: Reales Wirtschaftswachstum und Steuerreformjahre 

 

 

 

 

 

 Quelle: AMECO Datenbank, Berger et al. (2015).  

                                                                    

3 Die Jahre 2000 und 2009 weichen hiervon ab. 
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 (2.) Konsummöglichkeiten privater Haushalte 

Die Kalte Progression schra nkt die Konsummo glichkeiten privater Haushalte ein. Grundsa tzlich 

versuchen private Haushalte, den privaten Konsum u ber die Zeit zu gla tten. So wird in Zeiten mit 

geringerem Einkommen, wie Arbeitslosigkeit, der Konsum deutlich weniger eingeschra nkt, als das 

Einkommen zuru ckgeht und umgekehrt. Problematisch ist dies insbesondere in Fa llen, in welchen 

die Haushalte einer Kreditbeschra nkung unterliegen. Daher ist davon auszugehen, dass die Haushalte 

einen glatterern Einkommensverlauf einer Situation mit Kalter Progression und nachfolgenden 

Steuerreformen vorziehen. Die Verteilungswirkung ha ngt von einer Reihe von Faktoren ab, wie z.B. 

der Ausgestaltung des Steuertarifs, der Ho he des Freibetrages, und sonstigen Parametern, wie 

Absetzbetra gen usw. Mehrere Studien4 kommen zu dem Ergebnis, dass Personen mit geringerem 

Einkommen, von der Kalten Progression sta rker betroffen sind, als andere Einkommensgruppen, 

insbesondere, wenn inflationsbedingt die Einkommen niedriger EinkommensbezieherInnen den 

Steuerfreibetrag u berschreiten.5 Anders argumentiert Immervoll (2005), dass die Umverteilung 

insgesamt dennoch zulegen du rfte, da das Steueraufkommen insgesamt steigt und der Beitrag 

ho herer Einkommen deutlich gro ßer ist. 

(3.) Politikökonomische Sicht 

Aus politiko konomischer Sicht la sst sich gegen die Kalte Progression einwenden, dass die zusa tzliche 

implizite Steuererho hung nicht einer politischen Beschlussfassung und der demokratischen 

Legitimation unterliegt. Dies wurde insbesondere in den letzten Jahren versta rkt in O sterreich 

thematisiert. Der vergleichsweise lange Zeitraum zwischen der Steuerreform 2009 und 2016 hat zu 

einem deutlichen Anstieg der steuerlichen Belastung der Haushalte gefu hrt und die Konsolidierung 

der o ffentlichen Finanzen unterstu tzt. Dies reduziert den Reformdruck. Somit kann sich eine 

Situation ergeben, dass erst eine nachfolgende Regierung unpopula re Maßnahmen umsetzen muss 

und die politischen Kosten zu tragen hat.  

Des Weiteren ist auch der Bereich des Fo deralismus zu beru cksichtigen. Die La nder und Gemeinden 

sind im Rahmen des Steuerverbundes zu 20,5% bzw. 11,8% an den Einnahmen der Lohn- und 

Einkommensteuer beteiligt. Werden zusa tzliche Einnahmen aus der Kalten Progression auf 

dezentraler Ebene, also bei La ndern und Gemeinden, verwendet, um zusa tzliche Ausgaben, wie 

Investitionen, zu ta tigen, dann ko nnen diese zusa tzlichen Ausgaben als Argument herangezogen 

werden, um nicht an den Kosten einer zuku nftigen Steuerreform beteiligt zu werden. Auf 

Gemeindeebene ko nnen gro ßere Schwankungen bei den Einnahmen problematisch werden, da es fu r 

kleinere Gemeinden schwieriger ist, sich zu verschulden und auch mit ho heren Kosten (Zinssatz), als 

z.B. auf der Bundesebene, verbunden ist.  

                                                                    

4 Siehe z. B. Advisory Commission on Intergovernmental Relations (1980), Boss (2014), Gottfried und Witczak (2007), Lemmer 

(2014) oder OECD (2008).  
5 In O sterreich liegt der Steuerfreibetrag derzeit bei 11.000 Euro.   



Kalte Progression – 5 

 

Insgesamt sprechen viele Gru nde fu r eine regelma ßige Indexierung des Steuertarifs, inklusive Frei- 

und Absetzbetra ge. Hierzu geho ren die Verteilungsaspekte, mikroo konomische und 

polito konomische Aspekte. Aus makroo konomischer Sicht gibt es sowohl Argumente fu r als auch 

gegen eine Indexierung bzw. fu r und gegen das Wirkenlassen der Kalten Progression. Eine 

konjunkturstabilisierende Wirkung kann die Kalte Progression aber nur dann entfalten, falls die 

zusa tzlichen Steuereinnahmen von der o ffentlichen Hand nicht fu r zusa tzliche Nachfrage verwendet 

werden und wenn Steuerreformen zu Zeiten schwacher Konjunktur stattfinden. Die Vergangenheit 

la sst darauf schließen, dass beide Bedingungen nicht erfu llt werden. 

3. Internationaler Vergleich 

Eine automatische Anpassung des Steuertarifs zur Vermeidung der Kalten Progression existiert 

bereits in einer erheblichen Anzahl von La ndern. Lemmer (2014) bietet einen U berblick auf Basis 

der Regelungen des Jahres 2008. Demnach fanden sich in 18 von 29 untersuchten OECD-Staaten 

Regelungen, die der Kalten Progression entgegenwirken sollten. Keine derartigen Regelungen finden 

sich in Australien, Deutschland, Griechenland, Irland, Italien, Japan, Luxemburg, Neuseeland, 

O sterreich, Polen und Su dkorea. Eine U bersicht u ber jene La nder mit Indexierung des Steuertarifs ist 

in Tabelle 1 dargestellt.  

Tabelle 1: Überblick über Regelungen der Tarifanpassung in einzelnen Ländern 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Lemmer (2014). 
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In den meisten der dargestellten La nder erfolgt eine Anpassung des Steuertarifs anhand der 

Preisentwicklung, also der engen Definition der Kalten Progression. In den nordischen La ndern 

hingegen orientiert man sich an der breiten Definition und passt den Tarif entlang der 

Einkommensentwicklung an. Die Tarifanpassungen finden in allen aufgelisteten La ndern ja hrlich 

statt, lediglich in Mexiko erfolgt eine Anpassung erst dann, wenn die kumulierte Inflation 10% 

erreicht und in Chile ist eine monatliche Anpassung vorgesehen. Die Basis fu r die tarifliche 

Anpassung ist eine gesetzliche Regelung, lediglich in der Schweiz steht sie im Verfassungsrang. 

4. Fazit 

Inflation la sst die Lo hne nominell steigen und hat Auswirkungen auf die o ffentliche und private 

Nachfrage, die Einkommensverteilung sowie die Zusammensetzung und den Umfang der o ffentlichen 

Budgets. Besonders betra chtlich sind die Wirkungen der Inflation auf die Lohn- und 

Einkommensteuer. So betrugen im Jahr 2015 die inflationsbedingten Mehreinnahmen gegenu ber 

2009 etwa 3 Mrd. Euro bzw. 1 Prozent des BIP. Dies fu hrt zu einer erheblichen Mehrbelastung der 

Haushalte. Die privaten Haushalte bevorzugen ein stabiles Einkommen und versuchen ihren Konsum 

u ber Phasen unterschiedlicher Einkommen zu gla tten. Hier ko nnte eine Indexierung des Steuertarifs 

den privaten Haushalten entgegenkommen.  

Das hin und wieder vorgebrachte Argument einer Stabilisierung der Volkswirtschaft durch die Kalte 

Progression zieht hingegen nicht. So wird der Zeitpunkt von Steuerreformen eher von Wahlterminen 

als vom Konjunkturzyklus bestimmt. Zudem kann die Beru cksichtigung der ho heren steuerlichen 

Belastung in den Lohnverhandlungen weitere Inflationsschu be auslo sen. In diesen Fa llen kann die 

Kalte Progression die konjunkturelle Lage sogar noch verscha rfen und zu weiterer Destabilisierung 

beitragen.   

Alles das spricht fu r eine Indexierung des Einkommensteuertarifs an die Inflation. Aus 

internationaler Sicht gibt es bereits in einer Vielzahl von Staaten, die solche Regelungen vorsehen. In 

den nordischen Staaten wird auch die Produktivita tsentwicklung beru cksichtigt, was zu einer relativ 

konstanten steuerlichen Belastung fu hrt, in anderen Staaten wird lediglich die Preissteigerung 

beru cksichtigt, was zu einer gewissen Einschra nkung der Mehrbelastung fu hrt. In nahezu allen 

La ndern findet die Anpassung ja hrlich statt – lediglich in Mexiko erfolgt sie nach Erreichen eines 

Schwellenwertes, wenn die kumulierte Mehrbelastung 10% erreicht.  

Die Mehrbelastung der Haushalte durch die Kalte Progression la sst sich am besten mit einer 

Indexierung des Steuertarifs und automatischen ja hrlichen Anpassungen vermeiden. Dabei sollte die 

gesamte Lohnsteigerung (inklusive der produktivita tsinduzierten) im Tarifindex beru cksichtigt 

werden. Daru ber hinaus sollte der gesamte Tarif angepasst werden und nicht nur einzelne 

Steuerstufen. Politische gewollte A nderungen der Umverteilungspolitik ko nnten weiterhin im 

Prozess der demokratisch legitimierten Willensbildung stattfinden. 
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